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Norm

AsylG 2005 841 Abs6
AsylG 2005 85 Abs1

1. AsylG 2005 § 41 heute
AsylG 2005 § 41 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
AsylG 2005 § 41 gultig von 21.05.2016 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 41 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2013aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 41 gultig von 01.07.2008 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
AsylG 2005 § 41 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008

IS L

AsylG 2005 § 5 heute

AsylG 2005 § 5 glltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 5 glltig von 01.01.2014 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 5 gultig von 01.07.2008 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
AsylG 2005 §& 5 giltig von 01.01.2006 bis 30.06.2008

A N =

Spruch
S17 409.702-1/2009-4E
ERKENNTNIS

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Engel als Einzelrichter Uber die Beschwerde des mj. XXXX alias XXXX
alias XXXX alias XXXX, StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 15.10.2009, FZ. 09 11.267-EAST
Ost, zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Engel als Einzelrichter Uber die Beschwerde des
mj. rémisch 40 alias rémisch 40 alias romisch 40 alias romisch 40 , StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des
Bundesasylamtes vom 15.10.2009, FZ. 09 11.267-EAST Ost, zu Recht erkannt:

I. Die Beschwerde wird gemal3 8 5 AsylG 2005 BGBI 1 2005/100 idF BGBI | 2009/29 als unbegriindet abgewiesen.romisch
eins. Die Beschwerde wird gemaR Paragraph 5, AsylG 2005 BGBI rémisch eins 2005/100 in der Fassung BGBI rémisch
eins 2009/29 als unbegriindet abgewiesen.

Il. GemalRR§ 41 Abs 6 AsylG 2005 BGBI | 2005/100 idFBGBI | 2009/29 wird festgestellt, dass die Ausweisung zum
Zeitpunkt der Erlassung des angefochtenen Bescheides rechtmaliig war.romisch zwei. GemaR Paragraph 41, Absatz 6,
AsylG 2005 BGBI romisch eins 2005/100 in der Fassung BGBI romisch eins 2009/29 wird festgestellt, dass die
Ausweisung zum Zeitpunkt der Erlassung des angefochtenen Bescheides rechtmaRig war.
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Entscheidungsgrinde:
I.romisch eins.

1. Der mj. Beschwerdefliihrer, seinen Angaben nach ein Staatangehoriger Afghanistans, gelangte laut seinem
Vorbringen am 15.09.2009 nicht rechtmiRig nach Osterreich und stellte am 16.09.2009 einen Antrag auf
internationalen Schutz iSd§ 2 Abs 1 Z 13 AsylG1. Der mj. Beschwerdefiihrer, seinen Angaben nach ein
Staatangehdriger Afghanistans, gelangte laut seinem Vorbringen am 15.09.2009 nicht rechtmiRig nach Osterreich und
stellte am 16.09.2009 einen Antrag auf internationalen Schutz iSd Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG.

2. Im Rahmen der am 17.09.2009 durchgefuhrten Erstbefragung in Anwesenheit eines Rechtsberaters als gesetzlichem
Vertreter brachte der mj. Beschwerdefuhrer vor, seine Heimat vor ca. zwei Jahren verlassen zu haben und zunachst in
die Turkei gelangt zu sein. Er habe sich ca. acht Monate in Istanbul aufgehalten, ehe er mit einem Schlauchboot auf die
griechische Insel Samos gelangt sei. Auf dieser Insel sei er von der Polizei aufgegriffen worden, seien ihm die

Fingerabdricke abgenommen worden und habe er einen Landesverweis erhalten.

Danach habe er sich ein Jahr lang in Athen aufgehalten, ehe er sich einen Schlepper organisiert habe, welcher ihn auf

einem LKW versteckt nach Osterreich bringen sollte.

In Ungarn sei der LKW kaputt gegangen und sei er vor ca. zwei Monaten dort aufgegriffen worden. Er habe sich die
Fingerabdricke abnehmen lassen mussen, widrigenfalls er abgeschoben worden ware. Er sei dann in einem Lager flr

Minderjihrige untergebracht worden, ehe er vor drei Tagen mit einem LKW nach Osterreich gelangt sei.

Um Asyl habe er in keinem anderen Land angesucht, er habe jedoch in Griechenland und Ungarn seine

Fingerabdricke abgeben mussen.

Ein durchgefihrter Abgleich seiner Fingerabdruckdaten in der Eurodac-Datenbank ergab drei Treffer (GR2..., HU2...
und HU1...). Demnach wurde er am 22.04.2008 auf Samos, Griechenland, erkennungsdienstlich behandelt. Am
27.07.2009 wurden ihm in Budapest, Ungarn, als "Asylbewerber" Fingerabdricke abgenommen und wurden er am

19.08.2009 ebenfalls in Ungarn erkennungsdienstlich behandelt.

Auf Vorhalt der Eurodac-Treffer brachte der mj. Beschwerdefiihrer in der Erstbefragung vor, dass er nicht wisse, in
welchem Stand sich sein Asylverfahren befunden habe, als er Ungarn verlassen habe. Man habe ihm jedenfalls
gedroht, ihn abzuschieben, falls er keinen Asylantrag stelle. In Ungarn gefalle es ihm nicht. Nach Griechenland wolle er

nicht, dort habe man ihn immer wieder inhaftiert und wieder freigelassen.

3. Am 21.09.2009 Gbermittelte das Bundesasylamt an Ungarn ein Wiederaufnahmegesuch gemaf Art 16 Abs 1 lit c der
Dublin 1I-vVO.3. Am 21.09.2009 Ubermittelte das Bundesasylamt an Ungarn ein Wiederaufnahmegesuch gemaR Artikel
16, Absatz eins, Litera ¢, der Dublin 1I-VO.

4. Am 25.09.2009 wurde dem mj. Beschwerdefuhrer und seinem gesetzlichen Vertreter gemaR8 29 Abs 3 AsylG 2005
mitgeteilt, dass das Bundesasylamt seit 21.09.2009 Dublin-Konsultationen mit Ungarn fihre und durch diese Mitteilung
die Zwanzigtagesfrist des Zulassungsverfahrens nicht mehr gelte.4. Am 25.09.2009 wurde dem mj. Beschwerdefuhrer
und seinem gesetzlichen Vertreter gemal3 Paragraph 29, Absatz 3, AsylG 2005 mitgeteilt, dass das Bundesasylamt seit
21.09.2009 Dublin-Konsultationen mit Ungarn fuhre und durch diese Mitteilung die Zwanzigtagesfrist des
Zulassungsverfahrens nicht mehr gelte.

5. Am 30.09.2009 teilte Ungarn mit, dass die Wiederaufnahme des mj. Beschwerdefuhrers auf Grundlage von Art 16
Abs 1 lit c Dublin 1I-VO akzeptiert werde. Der BeschwerdeflUhrer habe unter den im Spruch genannten Alias-Daten
einen Asylantrag gestellt und sei das Verfahren nach wie vor anhangig.5. Am 30.09.2009 teilte Ungarn mit, dass die
Wiederaufnahme des mj. Beschwerdeflhrers auf Grundlage von Artikel 16, Absatz eins, Litera ¢, Dublin II-VO akzeptiert
werde. Der Beschwerdefihrer habe unter den im Spruch genannten Alias-Daten einen Asylantrag gestellt und sei das
Verfahren nach wie vor anhangig.

6. Am 14.10.2009 wurde der mj. Beschwerdeflhrer in Anwesenheit einer Vertreterin seines gesetzlichen Vertreters zur
Wahrung des Parteiengehdrs niederschriftlich einvernommen.

Dabei brachte er zunichst vor, in Osterreich keine Angehérigen zu haben.
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Gegen die geplante Uberstellung nach Ungarn brachte er vor, dass ihn die Ungarn urspriinglich nach Griechenland
abschieben wollten. Es seien ihm die Fingerabdriicke abgenommen worden und habe er einen Abschiebungsbescheid
erhalten. Diesen habe er jedoch weggeschmissen und habe er Ungarn dann verlassen.

Weiters findet sich auszugsweise folgendes protokolliert:

"V: Sie wurden bereits im Zuge |hrer Erstbefragung zu Ihrem Aufenthalt in Ungarn befragt und gaben dabei an, dass es
Ihnen in Ungarn nicht gefallen wirde bzw. Ihnen eine Abschiebung gedroht hatte, falls Sie keinen Asylantrag stellen
wulrden. Wie erklaren Sie sich das?

A: Das wurde ich nicht gefragt.

Anmerkung: Dem AW wird der diesbezugliche Ausschnitt des Protokolls der Erstbefragung zur Kenntnis gebracht.
F: Was sagen Sie dazu?

A: Bei der ersten Einvernahme habe ich nicht daran gedacht, dass es wichtig ist das zu sagen.

F: Was steht einer Ausweisung lhrer Person nach Ungarn ganz konkret entgegen?

A: Nach dem illegalen Grenzubertritt von Serbien nach Ungarn wurden ich und ein Freund von den ungarischen
Polizisten aufgegriffen. Ich wollte gar nicht in Ungarn bleiben, sondern nach Osterreich reisen. Die Polizisten haben
uns zwangsweise die Fingerabdriicke abgenommen. Wenn wir uns nicht die Fingerabdriicke abnehmen hatten lassen,
hatten die Polizisten uns nach Serbien zurtickgeschoben. Am nachsten Tag wurden wir in ein Flichtlingslager nahe
Budapest, welches fur Minderjahrige bestimmt war, Uberstellt. Nach ca. ein oder eineinhalb Monaten bekam ich dann
den Abschiebungsbescheid und bin dann gleich ausgereist, bevor mich die ungarische Behérde nach Griechenland
abschieben konnten."

Dem gesetzlichen Vertreter wurde in dieser Einvernahme die Mdglichkeit gegeben, Fragen oder Antrdge zu stellen.
Dieser beantragte die Beischaffung der ungarischen Asylakten, in eventu eine Zusicherung, dass der Beschwerdefihrer
nicht nach Griechenland Uberstellt werde.

7. Mit dem angefochtenen Bescheid vom 15.10.2009 wurde der Antrag des mj. Beschwerdefiihrers auf internationalen
Schutz gemaR § 5 Abs 1 AsylG 2005 ohne in die Sache einzutreten als unzuldssig zurtickgewiesen. Fur die Prufung des
Antrages auf internationalen Schutz sei gemaf "Artikel 16/1/c" der Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates Ungarn
zustandig (Spruchpunkt 1).7. Mit dem angefochtenen Bescheid vom 15.10.2009 wurde der Antrag des mj.
Beschwerdefihrers auf internationalen Schutz gemall Paragraph 5, Absatz eins, AsylG 2005 ohne in die Sache
einzutreten als unzulassig zurlickgewiesen. Fur die Prifung des Antrages auf internationalen Schutz sei gemaf "Artikel

16/1/c" der Verordnung (EG) Nr. 343 aus 2003, des Rates Ungarn zustandig (Spruchpunkt rémisch eins.).

GemalR8 10 Abs 1 Z 1 AsylG wurde die Ausweisung des mj. Beschwerdeflhrers aus dem Osterreichischen
Bundesgebiet nach Ungarn verfugt und erklart, dass demzufolge die Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder
Abschiebung nach Ungarn gemafl3 8 10 Abs 4 AsylG zuldssig sei (Spruchpunkt 11.).Gemald Paragraph 10, Absatz eins,
Ziffer eins, AsylG wurde die Ausweisung des mj. Beschwerdefihrers aus dem 0sterreichischen Bundesgebiet nach
Ungarn verfugt und erklart, dass demzufolge die Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung nach Ungarn

gemal’ Paragraph 10, Absatz 4, AsylG zulassig sei (Spruchpunkt rémisch zwei.).

Das Bundesasylamt setzte sich mit der maf3geblichen Lage im als zustandig erachteten Staat auseinander und traf im
angefochtenen Bescheid auf Grundlage von Berichten allgemeine Feststellungen zum staatlichen Asylverfahren sowie
konkret zur Refoulement Prifung, zur Schubhaftpraxis, zum Zugang zu Asylverfahren nach Ruckuberstellung, zur
Versorgung von Asylwerbern, zur medizinischen Versorgung sowie zur Anerkennungsquote.

Spruchpunkt I. wurde im Wesentlichen damit begriindet, dass das Ermittlungsverfahren die Zustandigkeit Ungarns
gemal Art 16 Abs 1 lit ¢ Dublin II-VO ergeben habe. Dieser Staat sei auch bereit, den mj. Beschwerdefiihrer einreisen
zu lassen und die sich aus der Dublin 1I-VO ergebenden Verpflichtungen ihm gegentber zu erflllen. Ungarn sei ein
Mitgliedstaat der Europdischen Union und es sei festzustellen, dass es auf Grund der allgemeinen Lage nicht
hinreichend wahrscheinlich ist, dass es im gegenstindlichen Fall bei einer Uberstellung zu einer
entscheidungsrelevanten Verletzung der EMRK komme. Auch aus der Rechtsprechung des EGMR und aus sonstigem
Amtswissen lieRen sich keine systematischen, notorischen Verletzungen fundamentaler Menschenrechte in Ungarn
erkennen.Spruchpunkt rémisch eins. wurde im Wesentlichen damit begriindet, dass das Ermittlungsverfahren die
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Zustandigkeit Ungarns gemal? Artikel 16, Absatz eins, Litera c, Dublin II-VO ergeben habe. Dieser Staat sei auch bereit,
den mj. Beschwerdeflhrer einreisen zu lassen und die sich aus der Dublin 1I-VO ergebenden Verpflichtungen ihm
gegenuber zu erflllen. Ungarn sei ein Mitgliedstaat der Europdischen Union und es sei festzustellen, dass es auf Grund
der allgemeinen Lage nicht hinreichend wahrscheinlich ist, dass es im gegenstandlichen Fall bei einer Uberstellung zu
einer entscheidungsrelevanten Verletzung der EMRK komme. Auch aus der Rechtsprechung des EGMR und aus
sonstigem Amtswissen lieBen sich keine systematischen, notorischen Verletzungen fundamentaler Menschenrechte in
Ungarn erkennen.

Ein von der beschwerdeflihrenden Partei im besonderen MaR3e substantiiertes und glaubhaftes Vorbringen betreffend
das Vorliegen besonderer, bescheinigter exzeptioneller Umstande, die die Gefahr einer maRgeblichen Verletzung der
EMRK im Falle einer Uberstellung ernstlich méglich erscheinen lassen, sei im Verfahren nicht hervorgekommen.

Die Regelvermutung des§ 5 Abs 3 AsylG treffe daher zu.Die Regelvermutung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG treffe
daher zu.

Es habe sich im Ergebnis kein Anlass fur die Ausibung des Selbsteintrittsrechtes gemaR Art 3 Abs 2 Dublin 1I-VO
ergeben, weshalb spruchgemal’ zu entscheiden gewesen ware.Es habe sich im Ergebnis kein Anlass fir die Austibung
des Selbsteintrittsrechtes gemall Artikel 3, Absatz 2, Dublin 1I-VO ergeben, weshalb spruchgemaR zu entscheiden

gewesen ware.

Hinsichtlich Spruchpunkt Il. verneinte das Bundesasylamt das Vorhandensein eines relevanten Familienlebens des mj.
Beschwerdefiihrers in Osterreich. Hinsichtlich des Privatlebens filhrte das Bundesasylamt eine Interessensabwigung
durch und kam zu dem Ergebnis, dass die Ausweisung des mj. Beschwerdeflihrers gerechtfertigt sie.Hinsichtlich
Spruchpunkt rémisch zwei. verneinte das Bundesasylamt das Vorhandensein eines relevanten Familienlebens des mj.
Beschwerdefiihrers in Osterreich. Hinsichtlich des Privatlebens filhrte das Bundesasylamt eine Interessensabwagung
durch und kam zu dem Ergebnis, dass die Ausweisung des mj. Beschwerdeflhrers gerechtfertigt sie.

Beachtliche Hinweise auf die Notwendigkeit eines Aufschubs der Durchfiihrung der Ausweisung gemaR8 10 Abs 3
AsylG hatten sich im Verfahren nicht ergebenBeachtliche Hinweise auf die Notwendigkeit eines Aufschubs der
Durchfihrung der Ausweisung gemal Paragraph 10, Absatz 3, AsylG héatten sich im Verfahren nicht ergeben.

8. Gegen diesen Bescheid erhob der mj. Beschwerdeflhrer durch seinen gesetzlichen Vertreter mit Schriftsatz vom
30.10.2009 innerhalb offener Frist Beschwerde.

Darin wird insbesondere ausgefuihrt, dass das Verhalten des mj. Beschwerdefiihrers in Ungarn zwar als Asylantrag
ausgelegt worden sei, jedoch das Bundesasylamt aufkldren hatte muissen, ob dies zu Recht erfolgt sei. Der
Beschwerdefiihrer habe namlich angegeben, keinen Asylantrag gestellt, sondern nur seine Fingerabdriicke abgegeben
zu haben.

Das Bundesasylamt habe diesbeziiglich willkiirlich gehandelt, weshalb im Zweifel von einer Zustiandigkeit Osterreichs
nach Art 6 Satz 2 Dublin 1I-VO auszugehen sei.Das Bundesasylamt habe diesbezuglich willkurlich gehandelt, weshalb im
Zweifel von einer Zustandigkeit Osterreichs nach Artikel 6, Satz 2 Dublin I1-VO auszugehen sei.

Weiters wurde die Einholung einer Auskunft der Republik Ungarn und die Beischaffung der ungarischen Asylakten des
mj. BeschwerdefUhrers beantragt.

Ferner wird beantragt, der Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen.
Die gegenstandliche Beschwerde wurde dem AsylGH am 09.11.2009 vorgelegt.

Il. Der Asylgerichtshof hat durch den zustandigen Richter erwogenrémisch zwei. Der Asylgerichtshof hat durch den
zustandigen Richter erwogen:

1. Beweis wurde erhoben durch den Inhalt des vorliegenden Verwaltungsaktes.

2. Gemal § 61 (1) AsylG 2005BGBI | Nr. 2005/100 idF BGBI | Nr. 2009/29 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten
oder, soweit dies in Abs. 3 vorgesehen ist, durch Einzelrichter Uber2. GemaR Paragraph 61, (1) AsylG 2005 BGBI
rémisch eins Nr. 2005/100 in der Fassung BGBI romisch eins Nr. 2009/29 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten
oder, soweit dies in Absatz 3, vorgesehen ist, durch Einzelrichter Gber

1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und
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(3) Der Asylgerichtshof entscheidet durch Einzelrichter Gber Beschwerden gegen

1. zurlckweisende Bescheide

2. die mit diesen Entscheidungen verbundene Ausweisung.

(4) Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde entscheidet der fir die Behandlung der
Beschwerde zustandige Einzelrichter oder Senatsvorsitzende.

Gegenstandlicher Antrag auf internationalen Schutz wurde nach Inkrafttreten des AsylG 2005BGBI | 2005/100 gestellt
und am 15.10.2009 Uber ihn entschieden, weshalb sich die Anwendung dieses Gesetzes in der im Spruch dargestellten
Fassung ergibt.Gegenstandlicher Antrag auf internationalen Schutz wurde nach Inkrafttreten des AsylG 2005 BGBI
rémisch eins 2005/100 gestellt und am 15.10.2009 Uber ihn entschieden, weshalb sich die Anwendung dieses Gesetzes
in der im Spruch dargestellten Fassung ergibt.

Soweit sich aus AsylG 2005 (AsylG 2005),BGBI. | Nr. 2005/100, nicht anderes ergibt, sind auf das Verfahren vor dem
Asylgerichtshof gem. 8§ 23 Abs 1 Asylgerichtshofgesetz (AsylGHG) die Bestimmungen des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBI. Nr. 51, mit der Mal3gabe sinngemaR anzuwenden, dass an die Stelle
des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.Soweit sich aus AsylG 2005 (AsylG 2005), BGBI. romisch eins Nr.
2005/100, nicht anderes ergibt, sind auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof gem. Paragraph 23, Absatz eins,
Asylgerichtshofgesetz (AsylGHG) die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG,
Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der MalRgabe sinngemal} anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der
Begriff "Beschwerde" tritt.

GemalR § 66 Abs 4 AVG idgF hat der Asylgerichtshof [Berufungsbehorde], sofern die Beschwerde [Berufung] nicht als
unzulassig oder verspatet zurtickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er [sie] ist berechtigt, sowohl
im Spruch als auch hinsichtlich der Begriindung (8 60) seine [ihre] Anschauung an die Stelle jener der Unterbehérde zu
setzen und demgemal’ den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.GemaR Paragraph 66, Absatz 4,
AVG idgF hat der Asylgerichtshof [Berufungsbehorde], sofern die Beschwerde [Berufung] nicht als unzuldssig oder
verspatet zurlickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er [sie] ist berechtigt, sowohl im Spruch als
auch hinsichtlich der Begrindung (Paragraph 60,) seine [ihre] Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu

setzen und demgemal den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.
3. Zu Spruchpunkt 1.:3. Zu Spruchpunkt rémisch eins.:
3.1.8 5 AsylG lautet:3.1. Paragraph 5, AsylG lautet:

"(1) Ein nicht gemal3 8 4 erledigter Antrag auf internationalen Schutz ist als unzuldssig zurtickzuweisen, wenn ein
anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin-Verordnung zur Prifung des Asylantrages oder des Antrages auf
internationalen Schutz zustandig ist. Mit dem Zurtckweisungsbescheid hat die Behdrde auch festzustellen, welcher
Staat zustandig ist."(1) Ein nicht gemaR Paragraph 4, erledigter Antrag auf internationalen Schutz ist als unzulassig
zurlickzuweisen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin-Verordnung zur Prufung des
Asylantrages oder des Antrages auf internationalen Schutz zustandig ist. Mit dem Zurlckweisungsbescheid hat die
Behorde auch festzustellen, welcher Staat zustandig ist.

(2) GemaR Abs. 1 ist auch vorzugehen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin-Verordnung
dafur zustandig ist zu prufen, welcher Staat zur Prifung des Asylantrages oder des Antrages auf internationalen Schutz
zustandig ist.(2) Gemall Absatz eins, ist auch vorzugehen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der
Dublin-Verordnung dafir zustandig ist zu prifen, welcher Staat zur Prifung des Asylantrages oder des Antrages auf
internationalen Schutz zustandig ist.

(3) Sofern nicht besondere Griinde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft gemacht werden oder
bei der Behdrde offenkundig sind, die fir die reale Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung sprechen, ist davon
auszugehen, dass der Asylwerber in einem Staat nach Abs. 1 Schutz vor Verfolgung findet."(3) Sofern nicht besondere
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Grinde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft gemacht werden oder bei der Behdrde offenkundig
sind, die fur die reale Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung sprechen, ist davon auszugehen, dass der
Asylwerber in einem Staat nach Absatz eins, Schutz vor Verfolgung findet."

Die Dublin Il VO ist eine Verordnung des Gemeinschaftsrechts im Anwendungsbereich der 1. Sdule der Europaischen
Union (vgl Art. 63 EGV), die Regelungen Uber die Zustandigkeit zur Prifung von Asylantragen von
Drittstaatsangehorigen trifft. Sie gilt also nicht fur mégliche Asylantrédge von EU-Burgern, ebenso wenig ist sie auf
Personen anwendbar, denen bereits der Flichtlingsstatus zuerkannt wurde. Das wesentliche Grundprinzip ist jenes,
dass den Drittstaatsangehdrigen in einem der Mitgliedstaaten das Recht auf ein faires, rechtsstaatliches Asylverfahren
zukommt, jedoch nur ein Recht auf ein Verfahren in einem Mitgliedstaat, dessen Zustandigkeit sich primar nicht
aufgrund des Wunsches des Asylwerbers, sondern aufgrund der in der Verordnung festgesetzten hierarchisch
geordneten Zustandigkeitskriterien ergibt.Die Dublin rdmisch zwei VO ist eine Verordnung des Gemeinschaftsrechts im
Anwendungsbereich der 1. Saule der Europdischen Union vergleiche Artikel 63, EGV), die Regelungen Uber die
Zustandigkeit zur Prifung von Asylantrdgen von Drittstaatsangehdrigen trifft. Sie gilt also nicht far mogliche
Asylantrage von EU-Blrgern, ebenso wenig ist sie auf Personen anwendbar, denen bereits der Fllchtlingsstatus
zuerkannt wurde. Das wesentliche Grundprinzip ist jenes, dass den Drittstaatsangehdrigen in einem der
Mitgliedstaaten das Recht auf ein faires, rechtsstaatliches Asylverfahren zukommt, jedoch nur ein Recht auf ein
Verfahren in einem Mitgliedstaat, dessen Zustandigkeit sich primar nicht aufgrund des Wunsches des Asylwerbers,
sondern aufgrund der in der Verordnung festgesetzten hierarchisch geordneten Zustandigkeitskriterien ergibt.

3.2. Es ist daher zunachst zu Uberprifen, welcher Mitgliedstaat (nach den hierarchisch aufgebauten [Art. 5 Abs 1
Dublin Il VO] Kriterien der Art. 6-12 bzw 14 und Art. 15 Dublin II-VO, beziehungsweise dem Auffangtatbestand des Art.
13 Dublin 1l VO) zur inhaltlichen Prifung zustandig ist.3.2. Es ist daher zunachst zu Uberprifen, welcher Mitgliedstaat
(nach den hierarchisch aufgebauten ["Art". 5 Absatz eins, Dublin rémisch zwei VO] Kriterien der Artikel 6 -, 12, bzw 14
und Artikel 15, Dublin 1I-VO, beziehungsweise dem Auffangtatbestand des Artikel 13, Dublin rémisch zwei VO) zur
inhaltlichen Prifung zustandig ist.

Im vorliegenden Fall ist das Bundesasylamt nach Durchfihrung von Konsultationen mit Ungarn von einer
Zustandigkeit dieses Landes ausgegangen. Ungarn hatte sich bereit erklart, den Beschwerdefuhrer auf Grundlage von
Art 16 Abs 1 lit c Dublin II-VO zu Ubernehmen, weil dieser dort einen Asylantrag gestellt hat und sich wahrend dessen
Priifung unerlaubt im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats, in concreto in Osterreich, aufhélt.Im vorliegenden
Fall ist das Bundesasylamt nach Durchfihrung von Konsultationen mit Ungarn von einer Zustandigkeit dieses Landes
ausgegangen. Ungarn hatte sich bereit erklért, den Beschwerdefihrer auf Grundlage von Artikel 16, Absatz eins, Litera
¢, Dublin 1I-VO zu Ubernehmen, weil dieser dort einen Asylantrag gestellt hat und sich wahrend dessen Prifung
unerlaubt im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats, in concreto in Osterreich, aufhlt.

In der Beschwerdeschrift wird vorgebracht, dass der mj. Beschwerdeflhrer die Frage nach einer Asylantragstellung in
einem anderen Land verneint habe. Er habe nur in Ungarn und Griechenland seine Fingerabdricke abgeben mussen.
Aus dem Umstand, dass die Fingerabdricke mit der Kennnummer "1" nach der Eurodac-Durchfihrungsverordnung
versehen sind, ergabe sich noch nicht, dass der mj. Beschwerdefuhrer tatsachlich einen Antrag auf internationalen
Schutz gestellt hat.

Wenn in der Beschwerdeschrift weiters dargelegt wird, dass der mj. BeschwerdefUhrer nicht den rechtsgeschaftlichen
Erklarungswillen gehabt habe, in Ungarn die Gewdhrung internationalen Schutzes zu beantragen, sondern dass sein
Verhalten in Ungarn lediglich als Asylantrag ausgelegt worden sei, so ist zunachst festzuhalten, dass dem mi;.
Beschwerdefiihrer offenbar sehr wohl bewusst gewesen ist, was ein Asylantrag ist. So hat er bereits in der
Erstbefragung angegeben hat, in keinem anderen Land um Asyl angesucht zu haben (AS 11). Nach Vorhalt der
Eurodac-Treffer gab er in derselben Befragung an (AS 13), dass ihm die Abschiebung aus Ungarn gedroht hatte, falls er
dort keinen Asylantrag gestellt hatte.

Erganzend ist auch anzumerken, dass fur den erkennenden Richter auch Zweifel an der Glaubwuirdigkeit des mj.
Beschwerdefiihrers bestehen, zumal dieser - wie aus der Zustimmung Ungarns zu seiner Wiederaufnahme hervorgeht
(vgl. AS 49) - dort unter einem anderen Namen und unter Angabe eines anderen Geburtsdatums aufgetreten ist.
Obwohl er nach dem in Ungarn genannten Geburtsdatum (1987) volljahrig ware, sei er dort laut seinen eigenen
Angaben (vgl. AS 11 sowie AS 59) in einem Lager fur Minderjahrige untergebracht worden. Ebenso haben sich - wie aus



dem im Verfahrensgang auszugsweise zitierten Protokoll hervorgeht - bei der niederschriftlichen Einvernahme vom
14.10.2009 Widerspruche zur Erstbefragung vom 17.09.2009 ergeben.Erganzend ist auch anzumerken, dass fur den
erkennenden Richter auch Zweifel an der Glaubwiurdigkeit des mj. Beschwerdeflhrers bestehen, zumal dieser - wie
aus der Zustimmung Ungarns zu seiner Wiederaufnahme hervorgeht vergleiche AS 49) - dort unter einem anderen
Namen und unter Angabe eines anderen Geburtsdatums aufgetreten ist. Obwohl er nach dem in Ungarn genannten
Geburtsdatum (1987) volljahrig ware, sei er dort laut seinen eigenen Angaben vergleiche AS 11 sowie AS 59) in einem
Lager fur Minderjahrige untergebracht worden. Ebenso haben sich - wie aus dem im Verfahrensgang auszugsweise
zitierten Protokoll hervorgeht - bei der niederschriftlichen Einvernahme vom 14.10.2009 Widerspriche zur
Erstbefragung vom 17.09.2009 ergeben.

Ungeachtet der Frage der Glaubwurdigkeit des mj. Beschwerdeflihrers erscheint es ebenso wenig nachvollziehbar,
warum die ungarischen Behorden die Fingerabdruckdaten des mj. Beschwerdeflihrers mit der Kennung "1" nach Art 2
Abs 3 der Eurodac-Durchfihrungsverordnung versehen hatten sollen, wenn dieser nicht tatsachlich einen Asylantrag
gestellt hatte.Ungeachtet der Frage der Glaubwirdigkeit des mj. Beschwerdeflhrers erscheint es ebenso wenig
nachvollziehbar, warum die ungarischen Behérden die Fingerabdruckdaten des mj. Beschwerdeflhrers mit der
Kennung "1" nach Artikel 2, Absatz 3, der Eurodac-Durchfiihrungsverordnung versehen hatten sollen, wenn dieser
nicht tatsachlich einen Asylantrag gestellt hatte.

Dass bei Asylantragstellungen auch kaum Raum fir allfallige Auslegungsfehler besteht, ergibt sich auch aus der Dublin
II-VO selbst, deren Art 4 Abs 2 leg cit wie folgt lautet:Dass bei Asylantragstellungen auch kaum Raum fur allfallige
Auslegungsfehler besteht, ergibt sich auch aus der Dublin 1I-VO selbst, deren Artikel 4, Absatz 2, leg cit wie folgt lautet:

"Ein Asylantrag gilt dann als gestellt, wenn den zustdndigen Behdrden des betreffenden Mitgliedstaats ein vom
Asylwerber eingereichtes Formblatt oder ein behdérdliches Protokoll zugegangen ist. Bei einem nicht schriftlich
gestellten Asylantrag sollte die Frist zwischen der Abgabe der Willenserkldrung und der Erstellung eines Protokolls so
kurz wie moglich sein."

Daraus ist ersichtlich, dass die Asylantragstellung nach der Dublin 1I-VO an die Schriftform gebunden ist und bei
mundlichen Willenserkldrungen méglichst rasch ein Protokoll aufgenommen werden soll, sodass hier keine Zweifel am
tatsachlichen Erklarungswillen bestanden haben dirften.

Es steht sohin fir den erkennenden Richter fest, dass der unbegleitete mj. Beschwerdeflhrer in Ungarn einen
Asylantrag iSd Art 2 lit ¢ Dublin 1I-VO gestellt hat, welcher die Zustandigkeit Ungarns als Erstantragstaat nach Art 6
Dublin II-VO begrtindet.Es steht sohin fir den erkennenden Richter fest, dass der unbegleitete mj. Beschwerdefihrer
in Ungarn einen Asylantrag iSd Artikel 2, Litera ¢, Dublin 1I-VO gestellt hat, welcher die Zustandigkeit Ungarns als
Erstantragstaat nach Artikel 6, Dublin 11-VO begriindet.

Der Zustandigkeitstatbestand des Art 6 Dublin 1I-VO, welcher nach der in Art. 5 leg cit bestimmten Rangfolge das
vorrangigste Kriterium ist, entspricht im Ubrigen auch Art 22 Abs 2 der UN-Kinderrechtskonvention und besteht - von
zwingenden humanitdren Griinden abgesehen - im Allgemeinen kein Grund, unbegleitete Minderjahrige vom
Wiederaufnahmeverfahren auszunehmen, als alle Mitgliedstaaten nicht zuletzt durch die Aufnahmerichtlinie und die
UN-Kinderrechtskonvention zur besonders sorgfaltigen Betreuung Minderjahriger verpflichtet sind und ohne konkrete
Anhaltspunkte fur das Gegenteil von der Einhaltung solcher rechtlicher Verpflichtungen ausgegangen werden kann
(vgl. Filzwieser/Liebminger, Dublin 1 VO2, K6. und K8. zu Art 6 Dublin Il VO).Der Zustandigkeitstatbestand des Artikel 6,
Dublin 1I-VO, welcher nach der in Artikel 5, leg cit bestimmten Rangfolge das vorrangigste Kriterium ist, entspricht im
Ubrigen auch Artikel 22, Absatz 2, der UN-Kinderrechtskonvention und besteht - von zwingenden humanitéren
Grinden abgesehen - im Allgemeinen kein Grund, unbegleitete Minderjéhrige vom Wiederaufnahmeverfahren
auszunehmen, als alle Mitgliedstaaten nicht zuletzt durch die Aufnahmerichtlinie und die UN-Kinderrechtskonvention
zur besonders sorgfaltigen Betreuung Minderjahriger verpflichtet sind und ohne konkrete Anhaltspunkte fir das
Gegenteil von der Einhaltung solcher rechtlicher Verpflichtungen ausgegangen werden kann vergleiche
Filzwieser/Liebminger, Dublin romisch zwei VO2, K6. und K8. zu Artikel 6, Dublin romisch zwei VO).

Aufgrund der Minderjéhrigkeit des Beschwerdeflhrers blieb im Ubrigen auch dessen vorherige illegale Einreise nach
Griechenland (Eurodac-Treffer "GR2...") aul8er Betracht.

Somit besteht fur den Asylgerichtshof kein Anlass, den in der Beschwerde gestellten Antragen auf Einholung einer
amtlichen Auskunft der Republik Ungarn bzw. auf Beischaffung des ungarischen Asylaktes nachzukommen.



Es sind aus der Aktenlage auch keine Hinweise ersichtlich, wonach die FUhrung der Konsultationen im
gegenstandlichen Fall derart fehlerhaft erfolgt ware, sodass von Willkir im Rechtssinn zu sprechen ware und die
Zustandigkeitserklarung des zustandigen Mitgliedstaates wegen Verletzung der gemeinschaftsrechtlichen
Verfahrensgrundsatze aus diesem Grund ausnahmsweise keinen Bestand haben koénnte (Filzwieser, Subjektiver
Rechtsschutz und Vollziehung der Dublin 1l VO - Gemeinschaftsrecht und Menschenrechte, migralLex, 1/2007, 22ff; vgl
auch das Gebot der Transparenz im "Dublin-Verfahren", VwGH 27.09.2005, 2005/01/0313).Es sind aus der Aktenlage
auch keine Hinweise ersichtlich, wonach die Fihrung der Konsultationen im gegenstandlichen Fall derart fehlerhaft
erfolgt ware, sodass von Willkir im Rechtssinn zu sprechen ware und die Zustandigkeitserklarung des zustandigen
Mitgliedstaates wegen Verletzung der gemeinschaftsrechtlichen Verfahrensgrundsatze aus diesem Grund
ausnahmsweise keinen Bestand haben koénnte (Filzwieser, Subjektiver Rechtsschutz und Vollziehung der Dublin
réomisch zwei VO - Gemeinschaftsrecht und Menschenrechte, migraLex, 1 aus 2007,, 22ff; vergleiche auch das Gebot
der Transparenz im "Dublin-Verfahren", VwGH 27.09.2005, 2005/01/0313).

Derartiges hat auch die beschwerdefiihrende Partei nicht behauptet. Das Konsultationsverfahren erfolgte nach Ansicht

des Asylgerichtshofes ohne relevante Mangel.
Die erste Voraussetzung fur die RechtmaRigkeit der getroffenen Unzustandigkeitsentscheidung ist somit gegeben.

3.3. Das Bundesasylamt hat ferner von der Méglichkeit der Auslibung des Selbsteintrittsrechts nach Art 3 Abs 2 Dublin
I VO keinen Gebrauch gemacht. Es war daher noch zu prifen, ob von diesem Selbsteintrittsrecht im gegenstandlichen
Verfahren ausnahmsweise zur Vermeidung einer Verletzung von mafigeblichen Vorschriften der EMRK zwingend
Gebrauch zu machen gewesen ware.3.3. Das Bundesasylamt hat ferner von der Mdglichkeit der Ausubung des
Selbsteintrittsrechts nach Artikel 3, Absatz 2, Dublin rémisch zwei VO keinen Gebrauch gemacht. Es war daher noch zu
prufen, ob von diesem Selbsteintrittsrecht im gegenstandlichen Verfahren ausnahmsweise zur Vermeidung einer
Verletzung von mal3geblichen Vorschriften der EMRK zwingend Gebrauch zu machen gewesen ware.

Der VfGH hat mit Erkenntnis vom 17.06.2005, ZI.B 336/05-11 festgehalten, die Mitgliedstaaten hatten kraft
Gemeinschaftsrecht nicht nachzuprufen, ob ein anderer Mitgliedstaat generell sicher sei, da eine entsprechende
normative Vergewisserung durch die Verabschiedung der Dublin Il VO erfolgt sei, dabei aber gleichzeitig ebenso
ausgefihrt, dass eine Nachprifung der grundrechtlichen Auswirkungen einer Uberstellung im Einzelfall
gemeinschaftsrechtlich zuldssig und bejahendenfalls das Selbsteintrittsrecht nach Art. 3 Abs 2 Dublin Il VO zwingend
geboten sei.Der VfGH hat mit Erkenntnis vom 17.06.2005, ZI.B 336/05-11 festgehalten, die Mitgliedstaaten hatten kraft
Gemeinschaftsrecht nicht nachzupriifen, ob ein anderer Mitgliedstaat generell sicher sei, da eine entsprechende
normative Vergewisserung durch die Verabschiedung der Dublin rémisch zwei VO erfolgt sei, dabei aber gleichzeitig
ebenso ausgefiihrt, dass eine Nachprifung der grundrechtlichen Auswirkungen einer Uberstellung im Einzelfall
gemeinschaftsrechtlich zuldssig und bejahendenfalls das Selbsteintrittsrecht nach Artikel 3, Absatz 2, Dublin rémisch
zwei VO zwingend geboten sei.

Die Judikatur des VWGH zu den Determinanten dieser Nachprtfung lehnt sich richtigerweise an die Rechtsprechung
des EGMR an und lasst sich wie folgt zusammenfassen: Die bloRe Médglichkeit einer dem Art. 3 EMRK
widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben werden soll, gentigt nicht, um die
Abschiebung des Fremden in diesen Staat als unzulassig erscheinen zu lassen. Wenn keine Gruppenverfolgung oder
sonstige amtswegig zu berlcksichtigende notorische Umstande grober Menschenrechtsverletzungen in
Mitgliedstaaten der EU in Bezug auf Art. 3 EMRK vorliegen (VWGH 27.09.2005, ZI. 2005/01/0313), bedarf es zur
Glaubhaftmachung der genannten Bedrohung oder Gefdhrdung konkreter auf den betreffenden Fremden bezogener
Umstande, die gerade in seinem Fall eine solche Bedrohung oder Gefdhrdung im Fall seiner Abschiebung als
wahrscheinlich erscheinen lassen (VWGH 26.11.1999, ZI 96/21/0499, VwGH 09.05.2003, ZI.98/18/0317; vgl auch VwGH
16.07.2003, ZI. 2003/01/0059): "Davon abgesehen liegt es aber beim Asylwerber, besondere Griinde, die fur die reale
Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes im zustédndigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu
machen. Dazu wird es erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen erstattet, warum
die Verbringung in den zustandigen Mitgliedstaat gerade fur ihn die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes,
insbesondere einer Verletzung von Art 3 EMRK, nach sich ziehen kdnnte, und er die Asylbehdrden davon Uberzeugt,
dass der behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist." (VwGH 23.01.2007, ZI. 2006/01/0949).Die Judikatur
des VWGH zu den Determinanten dieser Nachprifung lehnt sich richtigerweise an die Rechtsprechung des EGMR an
und lasst sich wie folgt zusammenfassen: Die bloBe Mdoglichkeit einer dem Artikel 3, EMRK widersprechenden
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Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben werden soll, gentigt nicht, um die Abschiebung des
Fremden in diesen Staat als unzulassig erscheinen zu lassen. Wenn keine Gruppenverfolgung oder sonstige amtswegig
zu berucksichtigende notorische Umstande grober Menschenrechtsverletzungen in Mitgliedstaaten der EU in Bezug
auf Artikel 3, EMRK vorliegen (VwWGH 27.09.2005, ZI. 2005/01/0313), bedarf es zur Glaubhaftmachung der genannten
Bedrohung oder Gefahrdung konkreter auf den betreffenden Fremden bezogener Umstande, die gerade in seinem Fall
eine solche Bedrohung oder Gefahrdung im Fall seiner Abschiebung als wahrscheinlich erscheinen lassen (VwGH
26.11.1999, Z7196/21/0499, VwGH 09.05.2003, ZI.98/18/0317; vergleiche auch VwGH 16.07.2003, Z1.2003/01/0059):
"Davon abgesehen liegt es aber beim Asylwerber, besondere Grinde, die fiir die reale Gefahr eines fehlenden
Verfolgungsschutzes im zustandigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu machen. Dazu wird es
erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen erstattet, warum die Verbringung in den
zustandigen Mitgliedstaat gerade fir ihn die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes, insbesondere einer
Verletzung von Artikel 3, EMRK, nach sich ziehen konnte, und er die Asylbehdrden davon Uberzeugt, dass der
behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist." (VwGH 23.01.2007, ZI. 2006/01/0949).

Die Vorlage allgemeiner Berichte ersetzt dieses Erfordernis in der Regel nicht (vgl VWGH 17.02.1998, ZI96/18/0379;
EGMR Mamatkulov & Askarov v Turkei, Rs 46827, 46951/99, 71-77), eine geringe Anerkennungsquote, eine mogliche
Festnahme im Falle einer Uberstellung ebenso eine allfdllige Unterschreitung des verfahrensrechtlichen Standards des
Art. 13 EMRK sind fir sich genommen nicht ausreichend, die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten
Menschenrechtsverletzung darzutun. Es ist auch nicht Aufgabe der &sterreichischen Asylbehérden, hypothetische
Uberlegungen (iber den méglichen Ausgang eines von einem anderen Staat zu fihrenden Asylverfahrens anzustellen.
Relevant ware dagegen etwa das Vertreten von mit der GFK unvertretbaren rechtlichen Sonderpositionen in einem
Mitgliedstaat oder das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn der
Asylantrag im zustandigen Mitgliedstaat bereits abgewiesen wurde (Art. 16 Abs 1 lit. e Dublin Il VO). Eine ausdrtckliche
Ubernahmeerklarung des anderen Mitgliedstaates hat in die Abwégung einzuflieRen (VWGH 31.03.2005, ZI.
2002/20/0582; 31.05.2005, ZI. 2005/20/0025; 25.04.2006, ZI.2006/19/0673; 31.5.2005, ZI.2005/20/0095), ebenso
andere Zusicherungen der europdischen Partnerstaaten Osterreichs (zur Bedeutung solcher Sachverhalte
Filzwieser/Liebminger, Dublin 1l VO, K13. zu Art 19 Dublin Il VO).Die Vorlage allgemeiner Berichte ersetzt dieses
Erfordernis in der Regel nicht vergleiche VWGH 17.02.1998, ZI. 96/18/0379; EGMR Mamatkulov & Askarov v Turkei, Rs
46827, 46951/99, 71-77), eine geringe Anerkennungsquote, eine mdgliche Festnahme im Falle einer Uberstellung
ebenso eine allfallige Unterschreitung des verfahrensrechtlichen Standards des Artikel 13, EMRK sind fur sich
genommen nicht ausreichend, die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten Menschenrechtsverletzung darzutun. Es ist
auch nicht Aufgabe der &sterreichischen Asylbehérden, hypothetische Uberlegungen tiber den méglichen Ausgang
eines von einem anderen Staat zu fiihrenden Asylverfahrens anzustellen. Relevant ware dagegen etwa das Vertreten
von mit der GFK unvertretbaren rechtlichen Sonderpositionen in einem Mitgliedstaat oder das Vorliegen einer massiv
rechtswidrigen Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn der Asylantrag im zustandigen Mitgliedstaat bereits
abgewiesen wurde (Artikel 16, Absatz eins, Litera e, Dublin rémisch zwei VO). Eine ausdriickliche Ubernahmeerklarung
des anderen Mitgliedstaates hat in die Abwagung einzuflieBen (VwGH 31.03.2005, ZI. 2002/20/0582; 31.05.2005, ZI.
2005/20/0025; 25.04.2006, ZI.2006/19/0673; 31.5.2005, ZI.2005/20/0095), ebenso andere Zusicherungen der
europdischen Partnerstaaten Osterreichs (zur Bedeutung solcher Sachverhalte Filzwieser/Liebminger, Dublin rémisch
zwei VO, K13. zu Artikel 19, Dublin romisch zwei VO).

Weiterhin hatte der Asylgerichtshof folgende Umsténde zu berticksichtigen:

Bei entsprechender Haufung von Fallen, in denen in Folge Auslbung des Selbsteintrittsrechts die
gemeinschaftsrechtliche Zustandigkeit nicht effektuiert werden kann, kann eine Gefdhrdung des "effet utile"
Grundsatzes des Gemeinschaftsrechts entstehen. Zur effektiven Umsetzung des Gemeinschaftsrechts sind alle
staatlichen Organe kraft Gemeinschaftsrechts verpflichtet.

Der Verordnungsgeber der Dublin Il VO, offenbar im Glauben, dass sich alle Mitgliedstaaten untereinander als "sicher"
ansehen kénnen, wodurch auch eine Uberstellung vom einen in den anderen Mitgliedstaat keine realen Risken von
Menschenrechtsverletzungen bewirken kdnnte (vgl. insbesondere den 2. Erwagungsgrund der Praambel der Dublin II
VO), hat keine eindeutigen verfahrens- oder materiellrechtlichen Vorgaben fur solche Falle getroffen. Diesbeziglich
lasst sich aber aus dem Gebot der menschenrechtskonformen Auslegung des Gemeinschaftsrechts und aus Beachtung
der gemeinschaftsrechtlichen Verfahrensgrundrechte ableiten, dass bei ausnahmsweiser Verletzung der EMRK bei
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Uberstellung in einen anderen Mitgliedstaat eine Uberstellung nicht stattfinden darf. Die Beachtung des
Effizienzgebots (das etwa eine pauschale Anwendung des Selbsteintrittsrechts oder eine innerstaatliche
Verfahrensgestaltung, die Verfahren nach der Dublin Il VO umfangreicher gestaltet als materielle Verfahren verbietet)
und die Einhaltung der Gebote der EMRK stehen daher bei richtiger Anwendung nicht in Widerspruch (Filzwieser,
migraLex, 1/2007, 18ff, Filzwieser/Liebminger, Dublin 1l VO? K8-K13. zu Art. 19).Der Verordnungsgeber der Dublin
rémisch zwei VO, offenbar im Glauben, dass sich alle Mitgliedstaaten untereinander als "sicher" ansehen kdnnen,
wodurch auch eine Uberstellung vom einen in den anderen Mitgliedstaat keine realen Risken von
Menschenrechtsverletzungen bewirken kénnte vergleiche insbesondere den 2. Erwagungsgrund der Praambel der
Dublin rémisch zwei VO), hat keine eindeutigen verfahrens- oder materiellrechtlichen Vorgaben fir solche Falle
getroffen. Diesbezlglich lasst sich aber aus dem Gebot der menschenrechtskonformen Auslegung des
Gemeinschaftsrechts und aus Beachtung der gemeinschaftsrechtlichen Verfahrensgrundrechte ableiten, dass bei
ausnahmsweiser Verletzung der EMRK bei Uberstellung in einen anderen Mitgliedstaat eine Uberstellung nicht
stattfinden darf. Die Beachtung des Effizienzgebots (das etwa eine pauschale Anwendung des Selbsteintrittsrechts oder
eine innerstaatliche Verfahrensgestaltung, die Verfahren nach der Dublin rdmisch zwei VO umfangreicher gestaltet als
materielle Verfahren verbietet) und die Einhaltung der Gebote der EMRK stehen daher bei richtiger Anwendung nicht
in Widerspruch (Filzwieser, migraLex, 1 aus 2007, 18ff, Filzwieser/Liebminger, Dublin rémisch zwei VO?, K8-K13. zu
Artikel 19,).

Die allfallige Rechtswidrigkeit von Gemeinschaftsrecht kann nur von den zustdndigen gemeinschaftsrechtlichen
Organen, nicht aber von Organen der Mitgliedstaaten rechtsglltig festgestellt werden. Der EGMR hat jlngst
festgestellt, dass die Rechtsschutz des Gemeinschaftsrechts regelmalig den Anforderungen der EMRK entspricht
(30.06.2005, Bosphorus Airlines v Irland, Rs 45036/98).

Es bedarf sohin europarechtlich eines im besonderen Malle substantiierten Vorbringens und des Vorliegens
besonderer vom Antragsteller bescheinigter aulRergewdhnlicher Umstdnde, um die grundsatzliche europarechtlich
gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der Europaischen Union als einer Gemeinschaft des Rechts im
individuellen Fall erschiittern zu kénnen. Diesem Grundsatz entspricht auch die durch das AsylG 2005 eingefiihrte
gesetzliche Klarstellung des § 5 Abs. 3 AsylIG, die Elemente einer Beweislastumkehr enthalt. Es trifft zwar ohne Zweifel
zu, dass Asylwerber in ihrer besonderen Situation haufig keine Mdglichkeit haben, Beweismittel vorzulegen (wobei
dem durch das Institut des Rechtsberaters begegnet werden kann), und dies mitzubeachten ist (VwGH, 23.01.2007, ZI.
2006/01/0949), dies kann aber nicht pauschal dazu fuhren, die vom Gesetzgeber - im Einklang mit dem
Gemeinschaftsrecht - vorgenommene Wertung des§ 5 Abs. 3 AsylG Uberhaupt fur unbeachtlich zu erklaren
(dementsprechend in ihrer Undifferenziertheit verfehlt, FeRl/Holzschuster, AsylG 2005, 225ff). Eine Rechtsprechung,
die in Bezug auf Mitgliedstaaten der EU faktisch hdhere Anforderungen entwickelte, als jene des EGMR in Bezug auf
Drittstaaten ware jedenfalls gemeinschaftsrechtswidrig.Es bedarf sohin europarechtlich eines im besonderen Malie
substantiierten Vorbringens und des Vorliegens besonderer vom Antragsteller bescheinigter aulRergewdhnlicher
Umstande, um die grundsatzliche europarechtlich gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der
Europaischen Union als einer Gemeinschaft des Rechts im individuellen Fall erschittern zu kdnnen. Diesem Grundsatz
entspricht auch die durch das AsylG 2005 eingefihrte gesetzliche Klarstellung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG, die
Elemente einer Beweislastumkehr enthdlt. Es trifft zwar ohne Zweifel zu, dass Asylwerber in ihrer besonderen
Situation haufig keine Mdglichkeit haben, Beweismittel vorzulegen (wobei dem durch das Institut des Rechtsberaters
begegnet werden kann), und dies mitzubeachten ist (VwGH, 23.01.2007, ZI. 2006/01/0949), dies kann aber nicht
pauschal dazu fihren, die vom Gesetzgeber - im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht - vorgenommene Wertung des
Paragraph 5, Absatz 3, AsylG Uberhaupt fur unbeachtlich zu erklaren (dementsprechend in ihrer Undifferenziertheit
verfehlt, Fel3l/Holzschuster, AsylG 2005, 225ff). Eine Rechtsprechung, die in Bezug auf Mitgliedstaaten der EU faktisch
hohere Anforderungen entwickelte, als jene des EGMR in Bezug auf Drittstaaten wdre jedenfalls
gemeinschaftsrechtswidrig.

3.3.1. Mdogliche Verletzung des Art. 8 EMRK3.3.1. Mégliche Verletzung des Artikel 8, EMRK:
Art 8 EMRK lautet:Artikel 8, EMRK lautet:
(1) Jedermann hat Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung und seines Briefverkehrs.

(2) Der Eingriff einer 6ffentlichen Behorde in die Ausiibung dieses Rechts ist nur statthaft, insoweit dieser Eingriff
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gesetzlich vorgesehen ist und eine MaBnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft fir die nationale
Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und
zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte
und Freiheiten anderer notwendig ist."

Eine Uberstellung in einen anderen Mitgliedstaat der Europdischen Union bzw. eine Aufenthaltsbeendigung
(Ausweisung) kann einen (unzuldssigen) Eingriff in das Privat- und/oder Familienleben des Betroffenen darstellen.

Das Recht auf Achtung des Familienlebens iSd Art. 8 EMRK schitzt das Zusammenleben der Familie. Es umfasst
jedenfalls alle durch Blutsverwandtschaft, EheschlieBung oder Adoption verbundenen Familienmitglieder, die effektiv
zusammenleben; das Verhdltnis zwischen Eltern und minderjdhrigen Kindern auch dann, wenn es kein
Zusammenleben gibt (EGMR Kroon, VfGH 28.06.2003, G 78/00).Das Recht auf Achtung des Familienlebens iSd Artikel 8,
EMRK schitzt das Zusammenleben der Familie. Es umfasst jedenfalls alle durch Blutsverwandtschaft, EheschlieBung
oder Adoption verbundenen Familienmitglieder, die effektiv zusammenleben; das Verhaltnis zwischen Eltern und
minderjahrigen Kindern auch dann, wenn es kein Zusammenleben gibt (EGMR Kroon, VfGH 28.06.2003, G 78/00).

Nach der Rechtssprechung des EGMR (vgl. aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00) garantiert
die Konvention Fremden kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem Staat. Unter gewissen Umstanden kénnen
von den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts (zB. eine
Ausweisungsentscheidung) aber in das Privatleben eines Fremden eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein
Fremder den groRten Teil seines Lebens in dem Gastland zugebracht (wie im Fall SISOJEVA u. a. gg. Lettland) oder
besonders ausgepragte soziale oder wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum
eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat deutlich Ubersteigen (vgl. dazu BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr.
34374/97; ebenso die Rsp. des Verfassungsgerichtshofes; vgl. dazu VfSlg 10.737/1985; VfSlg 13.660/1993).Nach der
Rechtssprechung des EGMR vergleiche aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00) garantiert die
Konvention Fremden kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem Staat. Unter gewissen Umstanden kdnnen von
den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts (zB. eine Ausweisungsentscheidung)
aber in das Privatleben eines Fremden eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein Fremder den gréRten Teil seines
Lebens in dem Gastland zugebracht (wie im Fall SISOJEVA u. a. gg. Lettland) oder besonders ausgepragte soziale oder
wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat
deutlich Ubersteigen vergleiche dazu BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr. 34374/97; ebenso die Rsp. des
Verfassungsgerichtshofes; vergleiche dazu VfSlg 10.737 aus 1985,; VfSlg 13.660 aus 1993,).

Im gegenstandlichen Fall hat der mj. Beschwerdeflhrer seinen Angaben nach keine familidren Bindungen in
Osterreich, weshalb mangels hinreichenden Familienlebens eine Aufenthaltsbeendigung keinen Eingriff in dieses
verfassungsgesetzlich gewahrleistete Recht darstellt.

Der mj. Beschwerdeflhrer befindet sich erst seit Mitte September 2009, also seit rund zweieinhalb Monaten in
Osterreich. Ein Bleiberecht im Bundesgebiet, etwa auf Grundlage des FPG bzw. NAG, kam ihm zu keiner Zeit zu.
Allféllige private Ankniipfungspunkte wurden daher in einer Zeit gegriindet, in der sein Aufenthaltsstatus in Osterreich
auf Grund des laufenden Asylverfahrens ungewiss war.

Im gegenstandlichen Fall ist jedoch - entgegen der Ansicht des Bundesasylamtes im angefochtenen Bescheid - bereits
auf Grund der kurzen Aufenthaltsdauer in Osterreich nicht davon auszugehen, dass hinreichend starke private
Ankniipfungspunkte zu Osterreich bestehen, die zu einem relevanten Privatleben iSd Art 8 EMRK filhren wiirden (vgl.
zB VfGH 6.3.2008, B 2400/07: "Zum Zeitpunkt der Erlassung des angefochtenen Bescheides hielt sich der
Beschwerdefiihrer also rund vier Monate in Osterreich auf. Der Behérde kann nicht entgegengetreten werden, wenn
sie davon ausgeht, dass die Ausweisung schon wegen der kurzen Aufenthaltsdauer auch Art 8 EMRK nicht verletzt.").Im
gegenstandlichen Fall ist jedoch - entgegen der Ansicht des Bundesasylamtes im angefochtenen Bescheid - bereits auf
Grund der kurzen Aufenthaltsdauer in Osterreich nicht davon auszugehen, dass hinreichend starke private
Ankniipfungspunkte zu Osterreich bestehen, die zu einem relevanten Privatleben iSd Artikel 8, EMRK fliihren wiirden
vergleiche zB VfGH 6.3.2008, B 2400/07: "Zum Zeitpunkt der Erlassung des angefochtenen Bescheides hielt sich der
Beschwerdefiihrer also rund vier Monate in Osterreich auf. Der Behérde kann nicht entgegengetreten werden, wenn
sie davon ausgeht, dass die Ausweisung schon wegen der kurzen Aufenthaltsdauer auch Artikel 8, EMRK nicht
verletzt.").
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Selbst wenn man ein solches hier rein hypothetisch bejahen wiirde, ware eine Aufenthaltsbeendigung als notwendig
und nicht als unverhdltnismaRig anzusehen, zumal im Rahmen einer durchzufiihrenden Abwagung iSd Art 8 Abs 2
EMRK insbesondere das offentliche Interesse (die offentliche Ordnung) an der effektiven Umsetzung des
Gemeinschaftsrechtes (vgl. zB EGMR, Fall NNYANZI gg. das Vereinigte Kénigreich v. 8.4.2008 zum o¢ffentlichen Interesse
einer wirksamen Einwanderungskontrolle [... "Jedes von der Beschwerdefihrerin wahrend ihres Aufenthalts im
Vereinigten Konigreich etablierte Privatleben wirde ihre Abschiebung bei einer Abwagung gegen das legitime
offentliche Interesse an einer wirksamen Einwanderungskontrolle nicht zu einem unverhaltnismaf3igen Eingriff
machen". ...] - Die Asylwerberin war in diesem Fall ca. 10 Jahre im Vereinigten Konigreich im Wesentlichen als
Asylwerberin aufhaltig und hatte in dieser Zeit einen Beruf erlernt, beteiligte sich an der Kirchengemeinschaft, hatte
Freunde, darunter eine nicht naher definierte Beziehung zu einem Mann]) die privaten Interessen tberwiegen wirde.
Dieses Interesse an der effektiven Umsetzung des Gemeinschaftsrechtes ist von seiner Wertigkeit im Wesentlichen
nicht geringer anzusetzen als das offentliche Interesse an einer wirksamen Einwanderungskontrolle, weshalb die
Rechtsprechung des EGMR zur 6ffentlichen Ordnung - konkret zur wirksamen Einwanderungskontrolle - auch auf das
offentliche Interesse an der effektiven Umsetzung des Gemeinschaftsrechtes - als Bestandteil der 6ffentlichen Ordnung
- umgelegt werden kann.Selbst wenn man ein solches hier rein hypothetisch bejahen wirde, ware eine
Aufenthaltsbeendigung als notwendig und nicht als unverhdltnismal3ig anzusehen, zumal im Rahmen einer
durchzufuhrenden Abwagung iSd Artikel 8, Absatz 2, EMRK insbesondere das offentliche Interesse (die 6ffentliche
Ordnung) an der effektiven Umsetzung des Gemeinschaftsrechtes vergleiche zB EGMR, Fall NNYANZI gg. das Vereinigte
Konigreich v. 8.4.2008 zum offentlichen Interesse einer wirksamen Einwanderungskontrolle [... "Jedes von der
Beschwerdefiihrerin wahrend ihres Aufenthalts im Vereinigten Konigreich etablierte Privatleben wirde ihre
Abschiebung bei einer Abwagung gegen das legitime 6ffentliche Interesse an einer wirksamen Einwanderungskontrolle
nicht zu einem unverhaltnismaRigen Eingriff machen". ...] - Die Asylwerberin war in diesem Fall ca. 10 Jahre im
Vereinigten Konigreich im Wesentlichen als Asylwerberin aufhaltig und hatte in dieser Zeit einen Beruf erlernt,
beteiligte sich an der Kirchengemeinschaft, hatte Freunde, darunter eine nicht ndher definierte Beziehung zu einem
Mann]) die privaten Interessen Uberwiegen wirde. Dieses Interesse an der effektiven Umsetzung des
Gemeinschaftsrechtes ist von seiner Wertigkeit im Wesentlichen nicht geringer anzusetzen als das 6ffentliche Interesse
an einer wirksamen Einwanderungskontrolle, weshalb die Rechtsprechung des EGMR zur offentlichen Ordnung -
konkret zur wirksamen Einwanderungskontrolle - auch auf das &ffentliche Interesse an der effektiven Umsetzung des
Gemeinschaftsrechtes - als Bestandteil der 6ffentlichen Ordnung - umgelegt werden kann.

Mangels Verletzung von Art 8 EMRK war aus diesem Grund daher zu Recht von einem Selbsteintritt Osterreichs gem.
Art 3 Abs 2 Dublin 1I-VO nicht Gebrauch zu machen.Mangels Verletzung von Artikel 8, EMRK war aus diesem Grund
daher zu Recht von einem Selbsteintritt Osterreichs gem. Artikel 3, Absatz 2, Dublin 1I-VO nicht Gebrauch zu machen.

3.3.2. Mégliche Verletzung von Art 3 EMRK3.3.2. Mégliche Verletzung von Artikel 3, EMRK:
Art 3 EMRK lautet:Artikel 3, EMRK lautet:
"Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden".

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat der Antragsteller das Bestehen einer aktuellen, durch
staatliche Stellen zumindest gebilligten oder nicht effektiv verhinderbaren Bedrohung seiner relevanten Rechtsguter
glaubhaft zu machen, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden
betreffender, durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (VWGH 26.6.1997, ZI.
95/18/1293, 17.7.1997, ZI.97/18/0336). So auch der EGMR in stRsp, welcher anfuhrt, dass es trotz allfalliger
Schwierigkeiten flr den Antragsteller "Beweise" zu beschaffen, es dennoch ihm obliegt - so weit als moglich -
Informationen vorzulegen, die der Behorde eine Bewertung der von ihm behaupteten Gefahr im Falle einer
Abschiebung ermdglicht (zB EGMR Said gg. die Niederlande, 5.7.2005). BloRRes Leugnen oder eine allgemeine
Behauptung reicht fir eine Glaubhaftmachung nicht aus (VWGH 24.2.1993, 92/03/0011; 1.10.1997, 96/09/0007).

Nach der hier maf3geblichen Regelvermutung des& 5 Abs 3 AsylG 2005 ist zu beachten, dass, sofern nicht besondere
(exzeptionelle) Griinde, die in der Person des Asylwerbers glaubhaft gemacht werden oder beim Bundesasylamt oder
beim Asylgerichtshof offenkundig sind, die fir die "reale Gefahr" (darunter ist eine ausreichend reale, nicht nur auf
Spekulationen gegriindete Gefahr moglicher Konsequenzen fir den Betroffenen im Zielstaat zu verstehen [vgl. VwGH
99/20/0573Nach der hier mafigeblichen Regelvermutung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 ist zu beachten, dass,
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sofern nicht besondere (exzeptionelle) Grinde, die in der Person des Asylwerbers glaubhaft gemacht werden oder
beim Bundesasylamt oder beim Asylgerichtshof offenkundig sind, die fur die "reale Gefahr" (darunter ist eine
ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegriindete Gefahr moglicher Konsequenzen fur den Betroffenen im
Zielstaat zu verstehen [vgl. VwWGH 99/20/0573

v. 19.2.2004 mwN auf die Judikatur des EGMR]) des fehlenden Schutzes sprechen, davon auszugehen ist, dass der
Asylwerber im zustandigen Dublin-Staat hinreichenden Schutz findet.

Erst wenn es dem Asylwerber gelingt die oa. "besonderen Grinde" glaubhaft zu machen, ist die dem8 5 Abs 3 AsylG
2005 immanente Vermutung der im zustandigen Mitgliedstaat gegebenen Sicherheit widerlegt. In diesem Fall sind die
Asylbehdrden gehalten, allenfalls erforderliche weitere Erhebungen (auch) von Amts wegen durchzufiihren, um die
Prognose, der Asylwerber werde bei Uberstellung in den zustandigen Mitgliedstaat der realen Gefahr ("real risk") einer
dem Art 3 EMRK widersprechenden Behandlung ausgesetzt sein, erstellen zu kénnen. Die Ermittlungspflicht ergibt sich
aus § 18 AsylG 2005, die insoweit von§ 5 Abs 3 AsylG 2005 unberilhrt bleibt.Erst wenn es dem Asylwerber gelingt die
oa. "besonderen Grunde" glaubhaft zu machen, ist die dem Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 immanente Vermutung
der im zustandigen Mitgliedstaat gegebenen Sicherheit widerlegt. In diesem Fall sind die Asylbehérden gehalten,
allenfalls erforderliche weitere Erhebungen (auch) von Amts wegen durchzufiihren, um die Prognose, der Asylwerber
werde bei Uberstellung in den zustindigen Mitgliedstaat der realen Gefahr ("real risk") einer dem Artikel 3, EMRK
widersprechenden Behandlung ausgesetzt sein, erstellen zu kénnen. Die Ermittlungspflicht ergibt sich aus Paragraph
18, AsylG 2005, die insoweit von Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 unbertihrt bleibt.

3.3.2.1. Kritik am Asylwesen im Zielstaat:

Relevant waren im vorliegenden Zusammenhang schon bei einer Grobprifung erkennbare grundsatzliche
schwerwiegende Defizite im Asylverfahren des zustéandigen Mitgliedstaates (also etwa:

grundsatzliche Ablehnung aller Asylantrage oder solcher bestimmter Staatsangehdriger oder Angehdriger bestimmter
Ethnien; kein Schutz vor Verfolgung "Dritter", kein Rechtsmittelverfahren). Solche Mangel (die bei einem Mitgliedstaat
der Europdischen Union nicht vorausgesetzt werden koénnen, sondern zunachst einmal mit einer aktuellen
individualisierten Darlegung des Antragstellers plausibel zu machen sind; dies im Sinne der Regelung des § 5 Abs. 3
AsylG 2005) sind schon auf Basis der erstinstanzlichen Feststellungen nicht erkennbar und auch in der Beschwerde
nicht substantiiert vorgebracht worden.grundsatzliche Ablehnung aller Asylantrage oder solcher bestimmter
Staatsangehoriger oder Angehdriger bestimmter Ethnien; kein Schutz vor Verfolgung "Dritter", kein
Rechtsmittelverfahren). Solche Méangel (die bei einem Mitgliedstaat der Europdischen Union nicht vorausgesetzt
werden kdnnen, sondern zunachst einmal mit einer aktuellen individualisierten Darlegung des Antragstellers plausibel
zu machen sind; dies im Sinne der Regelung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005) sind schon auf Basis der
erstinstanzlichen Feststellungen nicht erkennbar und auch in der Beschwerde nicht substantiiert vorgebracht worden.

Aus den Feststellungen des Bundesasylamtes ergeben sich keine hinreichenden Anhaltspunkte, die geeignet waren,
die Rechtsstaatlichkeit des Asylverfahrens im Zielstaat in Zweifel zu ziehen. Aus den getroffenen Landerfeststellungen
zu Ungarn ist ersichtlich, dass Asylwerber nach erfolgter Ruckiberstellung im Rahmen der Dublin 1I-VO in offenen
Aufnahmelagern untergebracht und nicht in Haft genommen werden. Konkret werden - wie dies auch der mi;.
Beschwerdefiihrer ausgesagt hat - unbegleitete minderjahrige Asylwerber in einem offenen Zentrum mit der
Moglichkeit zum Schulbesuch und der Betreuung durch Sozialarbeiter untergebracht.

Auf Grund des Konsulationsverfahrens steht es - so wie auch schon fir das Bundesasylamt - fiir den Asylgerichtshof
fest, dass der Beschwerdefiihrer schon vor seiner Reise nach Osterreich Zugang zum ungarischen Asylsystem hatte
und auch nach seiner Rucklberstellung wieder haben wird.

Was die Beflirchtung des mj. Beschwerdefuhrers betrifft, von Ungarn nach Griechenland abgeschoben zu werden, so
ist darauf zu verweisen, dass sich Ungarn zur Prifung des Asylantrages des mj. Beschwerdefihrers bereit erklart hat.

3.3.2.2. Im gegenstandlichen Fall kann bei abschlieBender Betrachtung unter Berlcksichtigung aller bekannten
Umstande nicht gesagt werden, dass die beschwerdefihrende Partei ausreichend substantiiert und glaubwirdig
dargelegt hatte, dass ihr auf Grund ihrer personlichen Situation durch eine Ruckverbringung in den Zielstaat, entgegen
der Regelvermutung des 8 5 Abs 3 AsylG 2005, eine - Uber die blolRe Moglichkeit hinausgehende - exzeptionelle reale
Gefahr (sog. "real risk") einer Artikel 3 EMRK widersprechenden Behandlung drohen wirde.3.3.2.2. Im
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gegenstandlichen Fall kann bei abschlielender Betrachtung unter Bericksichtigung aller bekannten Umstdnde nicht
gesagt werden, dass die beschwerdefuhrende Partei ausreichend substantiiert und glaubwirdig dargelegt hatte, dass
ihr auf Grund ihrer persénlichen Situation durch eine Rickverbringung in den Zielstaat, entgegen der Regelvermutung
des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005, eine - Uber die bloBe Mdglichkeit hinausgehende - exzeptionelle reale Gefahr
(sog. "real risk") einer Artikel 3 EMRK widersprechenden Behandlung drohen wirde.

Die Widerlegung der in§ 5 Abs 3 AsylG in Hinblick auf das Bestehen eines hinreichenden Schutzes in allen EU-
Mitgliedstaaten normierten Rechtsvermutung ist der beschwerdeflihrenden Partei damit nicht gelungen.Die
Widerlegung der in Paragraph 5, Absatz 3, AsylG in Hinblick auf das Bestehen eines hinreichenden Schutzes in allen EU-
Mitgliedstaaten normierten Rechtsvermutung ist der beschwerdefihrenden Partei damit nicht gelungen.

3.3.3. Eine verpflichtende Inanspruchnahme des Selbsteintrittsrechtes gemal3 Art 3 Abs 2 Dublin II-VO seitens
Osterreichs war somit weder aus Griinden des Art 8 noch aus jenen des Art 3 EMRK geboten.3.3.3. Eine verpflichtende
Inanspruchnahme des Selbsteintrittsrechtes gemaR Artikel 3, Absatz 2, Dublin II-VO seitens Osterreichs war somit
weder aus Grunden des Artikel 8, noch aus jenen des Artikel 3, EMRK geboten.

3.4. Es war unter Berucksichtigung aller bekannten Umstande daher zu Recht der Antrag auf internationalen Schutz
gem.§ 5 AsylG 2005 wegen der Zustandigkeit Ungarns zurlckzuweisen und die Beschwerde somit hinsichtlich
Spruchpunkt I. abzuweisen.3.4. Es war unter Berucksichtigung aller bekannten Umstande daher zu Recht der Antrag
auf internationalen Schutz gem. Paragraph 5, AsylG 2005 wegen der Zustandigkeit Ungarns zuriickzuweisen und die
Beschwerde somit hinsichtlich Spruchpunkt rémisch eins. abzuweisen.

4. Zu Spruchpunkt 11.:4. Zu Spruchpunkt rémisch zwei.:

4.1. GemalR§ 10 Abs 1 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu
verbinden, wenn (Z1) der Antrag auf internationalen Schutz zurickgewiesen wird.4.1. Gemal3 Paragraph 10, Absatz
eins, AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn (Z1) der
Antrag auf internationalen Schutz zurlickgewiesen wird.

GemaR § 10 Abs 2 AsylG ist eine Ausweisung nach Abs 1 leg cit unzuldssig, wenn dem Fremden im Einzelfall ein nicht
auf dieses Bundesgesetz gestitztes Aufenthaltsrecht zukommt oder diese eine Verletzung von Art 8 EMRK darstellen
wlrde.Gemald Paragraph 10, Absatz 2, AsylG ist eine Ausweisung nach Absatz eins, leg cit unzuldssig, wenn dem
Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestiitztes Aufenthaltsrecht zukommt oder diese eine
Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellen wirde.

§ 41 Abs 6 erster Satz AsylG lautet: "Wird gegen eine Ausweisung Beschwerde beim Asylgerichtshof erhoben und halt
sich der Fremde zum Zeitpunkt der Erlassung der Beschwerdeentscheidung nicht mehr im Bundesgebiet auf, so hat
der Asylgerichtshof festzustellen, ob die Ausweisung zum Zeitpunkt der Erlassung rechtmallig war. War die
Ausweisung nicht rechtmaRig, ist die Wiedereinreise unter einem zu gestatten."Paragraph 41, Absatz 6, erster Satz
AsylG lautet: "Wird gegen eine Ausweisung Beschwerde beim Asylgerichtshof erhoben und halt sich der Fremde zum
Zeitpunkt der Erlassung der Beschwerdeentscheidung nicht mehr im Bundesgebiet auf, so hat der Asylgerichtshof
festzustellen, ob die Ausweisung zum Zeitpunkt der Erlassung rechtmaf3ig war. War die Ausweisung nicht rechtmaRgig,
ist die Wiedereinreise unter einem zu gestatten."

4.2. Im gegenstandlichen Fall kam dem mj. Beschwerdeflhrer kein nicht auf dieses Bundesgesetz gestitztes
Aufenthaltsrecht zu. Wie zu Spruchpunkt I. bereits ausgefihrt wurde, war den Ausfihrungen des Bundesasylamtes
zuzustimmen, dass es durch eine Uberstellung bzw. Ausweisung zu keiner Verletzung des Privat- und Familienlebens
des BeschwerdefUhrers iSd Art 8 EMRK kommt.4.2. Im gegenstandlichen Fall kam dem mj. Beschwerdefiihrer kein
nicht auf dieses Bundesgesetz gestlUtztes Aufenthaltsrecht zu. Wie zu Spruchpunkt rémisch eins. bereits ausgefuhrt
wurde, war den Ausfiihrungen des Bundesasylamtes zuzustimmen, dass es durch eine Uberstellung bzw. Ausweisung
zu keiner Verletzung des Privat- und Familienlebens des Beschwerdeflhrers iSd Artikel 8, EMRK kommt.

43. Da der Beschwerdefihrer laut aktuellem Auszug aus der Asylwerberinformationsdatei zum
Entscheidungszeitpunkt bereits aus Osterreich nach Ungarn (iberstellt worden ist, hat sich der Asylgerichtshof daher in
Erledigung der Beschwerde gegen Spruchpunkt Il. des angefochtenen Bescheides auf die Feststellung zu beschranken,
dass die Ausweisung zum Zeitpunkt ihrer Erlassung rechtmafig war.4.3. Da der Beschwerdeflhrer laut aktuellem
Auszug aus der Asylwerberinformationsdatei zum Entscheidungszeitpunkt bereits aus Osterreich nach Ungarn
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Uberstellt worden ist, hat sich der Asylgerichtshof daher in Erledigung der Beschwerde gegen Spruchpunkt rémisch
zwei. des angefochtenen Bescheides auf die Feststellung zu beschranken, dass die Ausweisung zum Zeitpunkt ihrer
Erlassung rechtmalig war.

Ill. Gemal § 41 Abs 4 AsylG konnte von der Durchfuhrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden. Eine
gesonderte Erwagung bezlglich einer allfdlligen Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung konnte angesichts des
Spruchinhaltes entfallen.rémisch drei. Gemal3 Paragraph 41, Absatz 4, AsylG konnte von der Durchfihrung einer
mundlichen Verhandlung abgesehen werden. Eine gesonderte Erwagung bezuglich einer allfalligen Zuerkennung der
aufschiebenden Wirkung konnte angesichts des Spruchinhaltes entfallen.
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